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Rote Mogelpackung

Wer sich um unsere KMU sorgt, 
gute wirtschaftliche Rahmen-
bedingungen fordert und sich 
ein investitionsfreundliches 
Umfeld wünscht, stimmt 
am 26. September Nein zur 
99-%-Initiative.  

Andernfalls drohen uns neue 
Steuern, eine übermässige Belas-
tung auf Erträge und erhöhte Vermö-
genswerte sowie weitere Umverteilungen. 
Die Volksinitiative der Jungsozialisten mit dem 
 verheissungsvollen Titel «Löhne entlasten, Kapital 
gerecht besteuern» will Kapitaleinkommen (Zinsen, 
Dividenden, Mieteinnahmen) massiv höher besteu-
ern als Erwerbseinkommen. Die Mehreinnahmen 
sollen die Einkommenssteuern für tiefe und mittlere 
Arbeitseinkommen senken oder mittels Transfer-
zahlungen in die soziale Wohlfahrt investiert 
werden. 

Neue Steuern für alle
Als Transferzahlungen sehen die Initianten bei-
spielsweise weitere Prämienverbilligungen, zu- 
sätzliche Beiträge für Kinderkrippen oder für Spitex-
Pflegeleistungen vor. Jene, die heute schon zahlrei-
che Vergünstigungen und Unterstützungen erhalten, 
sollen folglich noch mehr unterstützt  werden.

Und wer soll zur Kasse gebeten werden? Das reichste 
Prozent unserer Gesellschaft, wie die Initianten 
behaupten? Irrtum, es sind der Mittelstand, die soli-
den Sparer, die Grund- und Hauseigentümer, die 
KMU, die Familienunternehmen, die Landwirtschaft 
und viele andere mehr. Denn alle Kapitaleinkom-
men ab etwa 100 000 Franken sollen anderthalbmal 
so hoch besteuert werden wie Einkommen aus 
Erwerbsarbeit.

Wer also im Pensionsalter sein Eigenheim verkauft 
und in eine kleinere Wohnung zieht, der soll bezah-
len. Jene, die ihre Firma der nächsten Generation 
übertragen, sollen bezahlen. Alle, die privat fürs 
Alter gespart haben, sollen bezahlen. Und wer sorgt 
für die angedachte Umverteilung? Wohl eine Anzahl 
an öffentlichen Angestellten, die Anträge kontrollie-
ren und individuelle Auszahlungen vornehmen.  
Die jüngste Initiative der Juso ist einmal mehr  eine 
Mogelpackung in rotem Geschenkpapier.

Dr. rer. publ. HSG Sven Bradke 
Wirtschafts- und Kommunikationsberater,  
Geschäftsführer Mediapolis AG in St.Gallen

Kolumne

Steuerregime sollen angepasst werden
Somit müssen alle Ostschweizer Kantone ihr Steu-
erregime anpassen. Sie würden zwar kaum mehr als 
Steuerschlupfloch gebrandmarkt werden, wenn sie es 
nicht tun, dafür könnte die nicht ausgeschöpfte Diffe-
renz zum Mindeststeuersatz von ausländischen Steu-
erbehörden eingefordert werden. Solche Geschenke 
werden nicht einmal die selbstlosen Ostschweizer 
machen.

Das Festlegen einer Hausnummer als Mindeststeu-
ersatz ist im Prinzip eine einfache Übung, weshalb sie 
für plakative politische Aussagen taugt. Konsequen-
terweise muss im nächsten Atemzug aber gefragt wer-
den, worauf genau die mutmasslich 15 Prozent erho-
ben werden. Dieser Tanz mit dem Teufel im Detail wird 
Tax-Spezialisten rund um den Globus noch ziemlich ins 
Schwitzen bringen.

Auch die Steuerverwaltungen müssen einiges an 
zusätzlichen Hausaufgaben machen. Betroffen von der 
neuen OECD-Mindeststeuer sind Unternehmen ab 
einem Umsatz von 750 Millionen Euro. Das sind in der 
Ostschweiz (nach Vor-Corona-Umsätzen vom 2019)  
21 Unternehmen (siehe Tabelle). Dazu kommen aber 
noch über 100 weitere Firmen, die Teil eines interna-
tionalen Konzerns sind – für die Grenze von 750 Mil-
lionen Euro zählen nämlich die kumulierten globalen 
Umsätze. Die Kantone könnten nun ausschliesslich 
für die betroffenen Unternehmen eine Steuerkatego-
rie mit 15 Prozent Gewinnsteuer einführen, oder der 
neue Gewinnsteuersatz gilt einheitlich, also auch für 
die Quartierbäckerei und den Malermeister mit fünf 
Mitarbeitern.

Maurers gute Miene  
zum aus Schweizer Sicht  
durchaus bösen Spiel ist  

taktisch motiviert.

Standortwettbewerb bleibt
Die Aussicht auf mögliche Mehreinnahmen macht 
Finanzpolitiker nicht sonderlich glücklich, denn einen 
Wettbewerb unter den Standorten würde es nach 
wie vor geben, wie der St.Galler Regierungspräsi-
dent und Finanzchef Marc Mächler im nachfolgen-
den Interview erklärt. Deshalb gilt es, sich weiterhin  
als attraktiver Standort zu profilieren – also zu überle-
gen, wie man trotz Mindeststeuer den Unternehmen 
entgegenkommen kann.

Die Finanzabteilungen international tätiger Unter-
nehmen werden ebenfalls stark gefordert werden, 
denn künftig braucht es Steuerdeklarationen mit 
sehr viel detaillierten Daten aus den einzelnen Län-
dern, sagt PwC-Steuerexpertin Martina Walt, die für 
den Leader die Tragweite der erneuten Steuerreform  
einordnet.


